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Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Entwurf einer Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/Euratom über die Regelung der Amtsbezüge für 
den Präsidenten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die 
Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des Gerichtshofs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften insbeson- 
dere auf Artikel 6, 

in der Erwägung, daß die Änderung einiger Be- 
stimmungen der Verordnung über die Regelung der 
Amtsbezüge für die Mitglieder der Kommission und 
des Gerichtshofs angezeigt ist, insbesondere damit 
unter Berücksichtigung der Anpassungen, die an den 
Gehältern der Beamten der Gemeinschaften vorge- 
nommen wurden, weiterhin eine gewisse Rangord- 
nung zwischen den Gehältern der Mitglieder der 
Kommission und des Gerichtshofs einerseits und den 
Gehältern der Beamten der Europäischen Gemein- 
schaft andererseits gewährleistet ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr, 5/67/Euratom 
des Rates vom 25. Juli 1967 über die Regelung der 
Amtsbezüge für den Präsidenten und die Mitglieder 
der Kommission sowie für den Präsidenten, die Rich- 
ter, die Generalanwälte und den Kanzler des Ge- 
richtshofs^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(Euratom, EGKS, EWG) Nr. 2690/72^) des Rates vom 
19. Dezember 1972, wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 2 erhält mit Wirkung vom 1. Juli 1972 
folgende Fassung: 

„Artikel 2 

(1) Das Monatsgehalt der Mitglieder der Kom- 
mission wird wie folgt festgesetzt: 


Präsident 195 000 bfrs 

Vizepräsident 177 350 bfrs 

Kommissar 159 850 bfrs 

(2) Das Monatsgrundgehalt der Mitglieder des 
Gerichtshofs wird wie folgt festgesetzt: 

Präsident 195 500 bfrs 

Richter oder Generalanwalt 159 850 bfrs 

Kanzler 143 750 bfrs" 

b) Artikel 4 Absätze 2 und 3 erhält mit Wirkung 
vom 1. Juli 1972 folgende Fassung: 

„(2) Die Mitglieder der Kommission erhalten 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von: 

Präsident 29 745 bfrs 

Vizepräsident 19 115 bfrs 

Kommissar 12 745 bfrs 

(3) Die Mitglieder des Gerichtshofs erhalten 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von: 

Präsident 29 745 bfrs 

Richter oder Generalanwalt 12 745 bfrs 

Kanzler 1 1 620 bfrs 

Die Kammerpräsidenten erhalten ferner für die 
Dauer ihrer Amtszeit eine Dienstaufwandsent- 
schädigung in Höhe von 17 000 bfrs monatlich." 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 152 
vom 13. Juli 1967, S. 2 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 187 
vom 8. August 1967, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 23. Dezember 1972, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. Februar 1973 - 1/4 (IV/1)- 680 70 - E - Am 6/73: 

Die Entwürfe sind vom Ratssekretariat der Europäischen Gemeinschaften ausgearbeitet worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Entwürfen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 2 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/ 
Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 wird mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1973 wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ehemalige Mitglieder der Kommission oder 
des Gerichtshofs erhalten vom ersten Tag des 
Monats an, der auf ihr Ausscheiden aus dem Amt 
folgt, für die Dauer von drei Jahren ein monat- 
liches Übergangsgeld; dieses wird auf 40 v. H. 
des Grundgehalts festgesetzt, das das betreffende 
Mitglied zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
dem Amt bezog, falls der Zeitraum seiner Amts- 
tätigkeit weniger als zwei Jahre beträgt, auf 45 
V. H. desselben Gehalts, falls der Zeitraum seiner 
Amtstätigkeit mehr als zwei Jahre und weniger 
als drei Jahre beträgt, auf 50 v. H., falls der Zeit- 
raum seiner Amtstätigkeit mehr als drei Jahre 
und weniger als fünf Jahre beträgt, auf 55 v. H., 
falls der Zeitraum seiner Amtstätigkeit mehr als 
fünf Jahre und weniger als zehn Jahre beträgt, 
auf 60 V. H., falls der Zeitraum seiner Amtstätig- 
keit mehr als zehn Jahre und weniger als fünf- 
zehn Jahre beträgt, und auf 65 v. H. in den übri- 
gen Fällen." 

b) Nach Absatz 4 werden die Absätze 5 und 6 mit 
folgendem Wortlaut auf genommen: 

„(5) Stirbt ein ehemaliges Mitglied der Kom- 
mission oder des Gerichtshofs vor dem in Ab- 
satz 1 genannten Zeitraum von drei Jahren, so 
erhalten der überlebende Ehegatte oder die 
unterhaltsberechtigten Kinder bis zum Ende die- 
ses Zeitraums ein monatliches Übergangsgeld in 
Höhe von 70 v. H. des monatlichen Übergangs- 
geldes, das das ehemalige Mitglied der Kommis- 
sion oder des Gerichtshofs zum Zeitpunkt seines 
Todes erhielt. Der überlebende Ehegatte oder die 


unterhaltsberechtigten Kinder können jedoch auf 
die Inanspruchnahme dieser Bezüge verzichten, 
falls sie die in Artikel 15 vorgesehene Hinterblie- 
benenversorgung bereits für diesen Zeitraum be- 
antragen. 

(6) Während des in Absatz 1 genannten Zeit- 
raums von drei Jahren erhalten das ehemalige 
Mitglied der Kommission oder des Gerichtshofs 
und - im Falle dessen Todes - der überlebende 
Ehegatte und die unterhaltsberechtigten Kinder 
die Familienzulagen im Sinne von Artikel 3." 

Artikel 3 

Der in Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 422/ 
67/EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 
1967 vorgesehene Satz von 60 v. H. wird durch 
70 V. H. ersetzt. Diese Bestimmung wird am 1. Ja- 
nuar 1973 wirksam. 

Artikel 4 

Die Ruhegehälter und Vergütungen, auf die ent- 
weder nach den Artikeln 7, 8, 9, 10, 15 und 20 der 
Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/Euratom oder 
aufgrund der Entscheidung des Rates vom 14. Okto- 
ber 1958 über die Regelung der Bezüge der Mit- 
glieder des Gerichtshofs der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl in der Fassung der Ent- 
scheidung des Rates vom 29. Oktober 1969, ein An- 
spruch besteht, werden auf der Grundlage der Arti- 
kel 1, 2 und 3 und mit Wirkung von den darin fest- 
gelegten Zeitpunkten an geändert. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am .... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Entwurf eines Beschlusses des Rates über die Regelung der Amtsbezüge der ehe- 
maligen Mitglieder der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, deren Amts- 
zeit am 4. Januar 1973 abläuft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, insbesondere 
auf Artikel 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Amtszeit der Mitglieder der Kommission ist 
durch das Inkrafttreten des am 22. Januar 1972 in 
Brüssel Unterzeichneten Vertrags über den Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft sowie des Beschlusses des Rates vom 22. Ja- 
nuar 1972 über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten 
zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
verkürzt worden. 

Es obliegt dem Rat, die Gehälter, Vergütungen 
und Ruhegehälter für den Präsidenten und die Mit- 
glieder der Kommission sowie alle als Bezüge an- 
zusehenden Vergütungen festzusetzen - 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die am 5. Januar 1973 im Amt befindlichen Mit- 
glieder der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften, die für die Zeit vom 6. Januar 1973 bis 
zum 5. Januar 1977 nicht zu Mitgliedern der Kom- 
mission ernannt worden sind, haben vom 1. Februar 
1973 bis zum 31. Okober 1973 Anspruch auf ein 
Monatsgrundgehalt, Familienzulagen und eine Re- 
sidenzzulage gemäß Artikel 2 Absatz 1, Artikel 3 
und Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 


422/67/EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rates vom 
25. Juli 1967^) zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG, Euratom/EGKS) Nr. . . , /73. 

übt das ehemalige Mitglied während dieses Zeit- 
raums eine neue Tätigkeit aus, so werden die 
monatlichen Bruttobezüge vor Steuerabzug, die es in 
seiner neuen Tätigkeit erhält, von der Zahlung ge- 
mäß Absatz 1 in Abzug gebracht. Artikel 7 Absatz 3 
Satz 2 und Artikel 7 Absatz 4 der genannten Ver- 
ordnung gelten entsprechend. 


Artikel 2 

Die Artikel 7, 8 und 9 der Verordnung Nr. 422/67/ 
EWG, Nr. 5/67/Euratom gelten unbeschadet der 
anderen Bestimmungen dieser Verordnung ab 
1. November 1973. 

Artikel 14 der genannten Verordnung wird vom 
6. Januar bis zum 31. Oktober 1973 entsprechend 
angewandt. 

Die Zeit, in der die Zahlung gemäß Artikel 1 ge- 
leistet worden ist, wird bei der Berechnung des 
Übergangsgeldes berücksichtigt. 

Artikel 3 

In bezug auf die in Artikel 1 genannten ehemaligen 
Mitglieder der Kommission wird die Zeit vom 
6. Januar 1973 bis zum 1. Juli 1974 einschließlich bei 
der Berechnung des Ruhegehalts gemäß Artikel 9 
der Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/Euratom 
in der geänderten Fassung berücksichtigt. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 187 
vom 8. August 1967, S. 1 
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